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Wir brauchen
ein Zukunftsgesetz

Mehr Mut zu Reformen

fur Deutschland ~ Dieter Althaus

Von dem Historiker Wolfgang Mommsen
stammt der Satz: ,Die deutsche Entwick-
lung zeichnet sich dadurch aus, dass es
zwar immerfort zu Reformen und Re-
formmainahmen gekommen ist, diese
aber stets in ungewohnlichem Mafe auf
Widerstdnde, auf Reformverweigerung
gestoflen sind.” Mommsen hat Recht.
Auch heute stehen viele Menschen den
notwendigen Verdnderungenin der deut-
schen Gesellschaft skeptisch gegeniiber.
Oft, weil sie nicht genau wissen, was auf
sie zukommt. Aber hdufig auch deshalb,
weil diejenigen, die im Wohlfahrtsstaat
aufgewachsen sind, eine zu hohe Er-
wartungshaltung, ein zu grofles An-
spruchsdenken gegentiber Staat und Ge-
sellschaft haben. Es wird leicht vergessen
oder verdrédngt, dass samtliche sozialen
Wohltaten erst erwirtschaftet werden
miissen. Ein Leben, das iiberwiegend auf
Pump, auf Kosten nachfolgender Genera-
tionen gefiithrt wird, ist jedoch unverant-
wortlich.

Dass man selbst fiir sein Leben verant-
wortlich ist —nicht der Staat und nicht die
Sozialsysteme —, ist fiir etliche Zeitgenos-
sen eine ganz neue Erfahrung. Mancher
wird sich von lieb gewonnenen Denk-
gewohnheiten verabschieden miissen.
Langsam wachst die Erkenntnis, dass die
in Deutschland ausgeprégte Vorstellung
von der Allzustdndigkeit des Staates zu
einer Fessel fiir Kreativitdt und Eigenver-
antwortung geworden ist. Es wéchst die
Erkenntnis, dass es hochste Zeit ist umzu-
steuern, sollen nicht samtliche Gestal-
tungsspielrdume verloren gehen.

Bundesprasident Horst Kohler hat
nach seiner Wahl dazu aufgerufen, wie-
der mehr auf die , Kraft der Freiheit” zu
vertrauen. Es ist die Kraft, die zum Fall
der Mauer vor fiinfzehn Jahren, zum Er-
folg der friedlichen Revolution von 1989
gefiihrt hat. Diese Kraft hat wesentlich
dazu beigetragen, die Einheit Deutsch-
lands in einem foderalen Bundesstaat zu
vollenden — mit starken, selbstbewussten
Landern.

Die Lasten der Teilung
gemeinsam tragen

Die Thiiringer Landesregierung setzt
sich dafiir ein, dass Deutschlands starke
Mitte im Wettbewerb der Lander gut
aufgestellt ist — zum Nutzen aller Biirge-
rinnen und Biirger, die sich die Freiheit
in der friedlichen Revolution von 1989
mutig erstritten haben. Vieles ist seitdem
erreicht worden — auch mit Unterstiit-
zung aus den alten Landern, fiir die das
Land sehr dankbar ist. Thiiringen will so
schnell wie mdglich auf eigenen Beinen
stehen, aber alle jungen Lander werden
noch einige Zeit auf die Solidaritdt der
alten Lander angewiesen bleiben. Man
kann es nicht oft genug wiederholen:
Der Aufbau Ost ist eine nationale Auf-
gabe. Es sind die Lasten der Teilung,
nicht der Einheit, die gemeinsam zu tra-
gen sind.

Deutschland braucht
einen neuen Kraftakt

Fiinfzehn Jahre nach dem Fall der Mauer
benétigt Deutschland erneut einen Kraft-

Nr. 421 - Dezember 2004

Seite 5


Verwendete Mac Distiller 5.0.x Joboptions
Dieser Report wurde automatisch mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v1.0.5" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Sie koennen diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 4.0.5 und 5.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.3
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
     Piktogramme einbetten: Ja
     Seiten automatisch drehen: Einzeln
     Seiten von: 1
     Seiten bis: Alle Seiten
     Bund: Links
     Auflösung: [ 2400 2400 ] dpi
     Papierformat: [ 586 786 ] Punkt

KOMPRIMIERUNG ----------------------------------------
Farbbilder:
     Downsampling: Ja
     Berechnungsmethode: Durchschnittliche Neuberechnung
     Downsample-Auflösung: 100 dpi
     Downsampling für Bilder über: 111 dpi
     Komprimieren: Ja
     Automatische Bestimmung der Komprimierungsart: Ja
     JPEG-Qualität: Mittel
     Bitanzahl pro Pixel: Wie Original Bit
Graustufenbilder:
     Downsampling: Ja
     Berechnungsmethode: Durchschnittliche Neuberechnung
     Downsample-Auflösung: 100 dpi
     Downsampling für Bilder über: 111 dpi
     Komprimieren: Ja
     Automatische Bestimmung der Komprimierungsart: Ja
     JPEG-Qualität: Mittel
     Bitanzahl pro Pixel: Wie Original Bit
Schwarzweiß-Bilder:
     Downsampling: Ja
     Berechnungsmethode: Durchschnittliche Neuberechnung
     Downsample-Auflösung: 600 dpi
     Downsampling für Bilder über: 660 dpi
     Komprimieren: Ja
     Komprimierungsart: CCITT
     CCITT-Gruppe: 4
     Graustufen glätten: Nein

     Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja

SCHRIFTEN ----------------------------------------
     Alle Schriften einbetten: Ja
     Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
     Wenn Einbetten fehlschlägt: Warnen und weiter
Einbetten:
     Immer einbetten: [ ]
     Nie einbetten: [ /Symbol /ZapfDingbats /Courier-BoldOblique /Helvetica-BoldOblique /Courier /Helvetica-Bold /Times-Bold /Courier-Bold /Helvetica /Times-BoldItalic /Times-Roman /Times-Italic /Helvetica-Oblique /Courier-Oblique ]

FARBE(N) ----------------------------------------
Farbmanagement:
     Farbumrechnungsmethode: Alle Farben zu sRGB konvertieren
     Methode: Standard
Arbeitsbereiche:
     Graustufen ICC-Profil: Gray Gamma 2.2
     RGB ICC-Profil: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK ICC-Profil: U.S. Web Coated (SWOP) v2
Geräteabhängige Daten:
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Nein
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Nein
     Transferfunktionen: Anwenden
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Prolog/Epilog verwenden: Nein
     PostScript-Datei darf Einstellungen überschreiben: Ja
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Illustrator-Überdruckmodus: Ja
     Farbverläufe zu weichen Nuancen konvertieren: Ja
     ASCII-Format: Ja
Document Structuring Conventions (DSC):
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
     DSC-Warnungen protokollieren: Nein
     Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Nein
     EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
     OPI-Kommentare beibehalten: Nein
     Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja

ANDERE ----------------------------------------
     Distiller-Kern Version: 5000
     ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
     Optimierungen deaktivieren: Nein
     Bildspeicher: 524288 Byte
     Farbbilder glätten: Nein
     Graustufenbilder glätten: Nein
     Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
     sRGB ICC-Profil: sRGB IEC61966-2.1

ENDE DES REPORTS ----------------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de


Seite 6

Dieter Althaus

akt, um die zahlreichen Wachstumsbrem-
sen zu losen und endlich wieder richtig
Fahrt aufnehmen zu konnen. Das ,,Schne-
ckentempo” der Bundesregierung, die
Verzogerungstaktik von Teilen der Ge-
werkschaften, das Ausspielen von West
gegen Ost helfen nicht weiter. Im Gegen-
teil: Wer nur auf Besitzstandswahrung
setzt und dabei den Blick fiir das Ganze
verliert, der vergeudet wertvolle Zeit. Die
Probleme héufen sich und drohen {iber
den Kopf zu wachsen.

Die anhaltende Wachstumsschwéche
und die damit verbundene Krise auf dem
Arbeitsmarkt sind die grofite Bewéh-
rungsprobe. Die hohe Arbeitslosigkeit ge-
fahrdet auf Dauer den inneren Zu-
sammenbhalt der Nation. Um der Zukunft
Deutschlands willen sind substanzielle
Reformen zwingend.

Das Ganze im Blick haben

Jeder, der politische Verantwortung tragt
und unser Land voranbringen will, muss
darauf achten, dass die Reformen der
Steuer- und Sozialsysteme sozial aus-
gewogen sind. Bisher wurden die Sys-
teme nur getrennt voneinander betrach-
tet, obwohl bereits heute die sozialen
Sicherungssysteme durch Steuern mitfi-
nanziert werden. Es findet also nicht nur
innerhalb eines Systems eine Umvertei-
lung statt, sondern auch zwischen den
Systemen. Es wird daher entscheidend
darauf ankommen, ein schliissiges Ge-
samtkonzept fiir die grofsen Reformvor-
haben zu finden und ziigig umzusetzen.

Deshalb ist es notwendig, ein ,Zu-
kunftsgesetz” fiir Deutschland zu verab-
schieden. Ein Gesetz aus einem Guss, das
samtliche Reibungspunkte beseitigt. Die
Wachstumsstrategien der CDU zeigen
den Weg aus der Krise. Klar ist: Nicht
durch mehr Umverteilung, sondern nur
durch mehr Wachstum kénnen die Prob-
leme gelost werden.

Ohne durchgreifende Reformen, ohne
ein erhohtes Reformtempo gibt es kei-
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nen Aufschwung. Wir brauchen drin-
gend mehr Wachstum und Beschiftigung
in Deutschland, das sich in der schwierig-
sten Finanzlage der Nachkriegszeit befin-
det.

Steuern

Niedrigere Steuersétze bewirken positive
Konjunktureffekte. Deshalb muss es bei
den Steuern — wie von der Union immer
wieder gefordert — niedriger, einfacher
und gerechter zugehen.

Das deutsche Steuerrecht ist zu kom-
pliziert, die Steuersitze sind zu hoch.
Die standige Flut von Gesetzesanderun-
gen zeigt, dass das Steuerrecht seine Be-
standigkeit, Verldsslichkeit und Bere-
chenbarkeitldngst verloren hat. Nicht we-
niger als 58 Steuerrechtsdnderungen sind
in der letzten Legislaturperiode durch die
rot-griine Bundestagsmehrheit beschlos-
sen worden. Mittlerweile gibt es mehr
als 96000 Verwaltungsvorschriften zum
Steuerrecht.

Das deutsche Steuerrecht ist eine
Wachstumsbremse. Zu hohe Steuersdtze
hemmen die wirtschaftliche Dynamik,
engen Spielrdume fiir Eigeninitiative ein
und mindern die Leistungsbereitschaft
der Biirgerinnen und Biirger. Den Men-
schen muss die Freiheit zuriickgegeben
werden, sich O0konomisch wieder ver-
nilinftig verhalten zu koénnen. Ein mit
Verfremdungs- und Lenkungstatbestan-
den iiberfrachtetes Steuerrecht gefahrdet
letztlich die Freiheit des Steuerpflichtigen
und auch die Steuergerechtigkeit.

Das geltende Steuerrecht ist von einem
in der Sprache klaren, in der Struktur ein-
fachen und verstandlichen und damit fiir
alle Steuerzahler gerechten Regelungs-
werk weit entfernt. Durch Ausnahme-
tatbestdnde, Subventionsangebote und
Formulierungsmaéngel ist das Prinzip der
Besteuerung nach der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit durchlochert wie ein
Schweizer Kése. Das hat zur Folge, dass
die Steuerbelastung des einzelnen Bir-
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gers nicht nur von seiner Leistungsfahig-
keit und der Hohe seines Einkommens
abhingt, sondern ebenso von dem Ge-
staltungsgeschick seines Steuerberaters.
Deutschland kann sich sein kompliziertes
Steuerrecht einfach nicht mehr leisten.
Dieses System hat nur einen Vorteil: Es
sorgt dafiir, dass die Steuerberater und
Finanzbeamten viel zu tun haben — die
Zahl derer, die im deutschen Steuerrecht
die Orientierung verlieren, wéchst von
Jahr zu Jahr.

Letztlich kann der Steuerpflichtige
nicht mehr erkennen, warum er die von
ihm verlangten Steuern zu zahlen hat.
Vor allem muss er den Verdacht haben,
dass er gegeniiber anderen Steuerpflichti-
gen iiberdurchschnittlich belastet ist.

Nur noch eine durchgreifende Reform
des Steuerrechtes, die diesen Namen auch
verdient, kann den urspriinglichen Prin-
zipien wieder Geltung verschaffen. Als
Beispiele sind die Besteuerung nach der
wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit, Klar-
heit der Gesetzessprache, Einfachheit der
Struktur zu nennen. Deshalb die Forde-
rung: Steuern runter! Befreit das Steuer-
rechtbeziehungsweise den Steuerzahler -
so weit und so schnell wie moglich — von
Lenkungs-, Interventions- und sonstigen
Ausnahmetatbestianden!

Diese Forderungen sind nichtneu, aber
aktueller denn je. Bereits in den ,Pe-
tersberger Steuervorschldgen” von 1997
heifdit es unter anderem: , Die Steuersit-
ze bei der Einkommensbesteuerung in
Deutschland sind zuhoch, das Steuerrecht
ist zu kompliziert, die Steuergerechtigkeit
leidet unter zahlreichen Steuervergiinsti-
gungen und Sonderregelungen. Eine um-
fassende Reform der Einkommensbesteu-
erung ist dringend erforderlich.”

Sicher, es ist eine Mammutaufgabe,
den deutschen Steuerdschungel zu lich-
ten. Aber genauso fest steht, dass die-
ser Wildwuchs nicht unter Naturschutz
steht. Warum sollte in Deutschland nicht
moglich sein, was viele der europdischen

Nachbarn bereits erfolgreich umgesetzt
haben?

Arbeitsmarkt

Das gilt auch fiir den verkrusteten deut-
schen Arbeitsmarkt, auf dem in den
vergangenen zwei Jahren 1,1 Millionen
sozialversicherungspflichtige Beschéfti-
gungsverhaltnisse weggebrochensind. Es
wird hochste Zeit, das Arbeitsrecht zu fle-
xibilisieren und zum Beispiel den Kiindi-
gungsschutz beschiftigungsfreundlicher
zu gestalten. Und beschiftigungsfreund-
licher heifit arbeitnehmerfreundlicher.
Denn wir diirfen nicht nur an die denken,
dieiber einen Arbeitsplatz verfiigen, son-
dern muss diejenigen im Blick haben, die
auf der Suche nach neuen Arbeitspldtzen
sind. Bei Neueinstellungen darf das Kiin-
digungsschutzgesetz erst ab einer Be-
triebsgrofie von mehr als zwanzig Mitar-
beitern Anwendung finden. Diese Rege-
lung reduziert die Einstellungshemm-
nisse und hitte —insbesondere in den jun-
gen Landern —eine spiirbare Belebung des
Arbeitsmarktes zur Folge.

Leistung muss sich wieder lohnen. Mit
anderen Worten: Wer arbeitet, muss mehr
in der Tasche haben als der, der nicht
arbeitet! Und grundsatzlich ist jede Ar-
beit zumutbar, die zum Lebensunterhalt
beitragt. Zwei einfache, klare Prinzipien,
denen wieder mehr Geltung verschafft
werden sollte. Es kann nicht sein, dass
in Deutschland der Niedriglohnsektor
brachliegt, weil die Sozialhilfe einen ho-
heren Lebensstandard garantiert. Des-
halb miissen die Anreize verbessert wer-
den, auch einfache Tatigkeiten mit gerin-
gerer Bezahlung aufzunehmen - durch
ein System der staatlichen Lohnergin-
zungsleistungen.

Soziale Sicherungssysteme

Die Reform der gesetzlichen Krankenver-
sicherung ist ein wesentlicher Teil der
innenpolitischen Erneuerung. Weil die
Krankenkassenbeitrdge zusammen mit
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den tibrigen Lohnzusatzkosten den Fak-
tor Arbeit belasten und damit Wachstum
und Beschiftigung behindern, sind die
Gesundheits- von den Arbeitskosten zu
entkoppeln. Ziel muss eine deutliche Re-
duzierung der Lohnnebenkosten sein, die
insgesamt nicht iiber vierzig Prozent lie-
gen diirfen.

Selbstverstandlich muss bei der Ge-
sundheitsreform der Grundsatz gelten,
dass das medizinisch Notwendige fiir alle
geleistet werden muss, dass keine Zwei-
klassenmedizin gewollt ist. Die Anpas-
sung der sozialen Sicherungssysteme, ins-
besondere die Reform der gesetzlichen
Krankenversicherung, muss die Leis-
tungsfahigkeit und die demografische
EntwicklungderGesellschaftangemessen
berticksichtigen.

Die Vorschldge der CDU sind dazu ein
wichtiger Beitrag. Es geht um eine Re-
form, die mittelfristig fiir ein bezahlbares
und gerechtes Gesundheitswesen sorgt.
Der notwendige Sozialausgleich fiir Kin-
der und Bezieher kleiner Einkommen soll
iiber Steuern finanziert werden.

Schlanker Staat

Es geht darum, die in Deutschland vor-
handenen Potenziale fiir mehr Wirt-
schaftswachstum und damit fiir mehr Ar-
beit zu stirken. Auch deshalb darf der
Staat nicht alle Aufgaben tibernehmen,
die der Einzelne oder die jeweils kleinere
Gemeinschaft aus eigener Kraft erfiillen
kann. , Der Sinn des Staates muss sein, die
schopferischen Krifte eines Volkes zu
wecken, zusammenzufiihren, zu pflegen
und zu schiitzen”, hat Konrad Adenauer
einmal gesagt. Der erste Bundeskanzler
der Bundesrepublik hatte Recht: Das sind
die Kernaufgaben des Staates. Darauf
miissen wir uns konzentrieren — gerade in
Zeiten knapper Kassen.

Deshalb gehoren die Verwaltungs-
strukturen tiiberall in Deutschland auf
den Priifstand. Es sind Strukturen, die
vielleicht ihre Berechtigung hatten, die
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aber jetzt —im Zeitalter des Internets und
unter verdnderten demografischen Be-
dingungen — nicht mehr den Erfordernis-
sen an eine moderne, biirgernahe und
effizient arbeitende Verwaltung gerecht
werden.

,Im verdorbensten Staat gibt es die
meisten Gesetze”, soll der romische Ge-
schichtsschreiber Tacitus gesagt haben.
So weit ist es noch nicht in Deutschland.
Klar ist aber: Es gibt zu viele Gesetze und
Vorschriften. Biirger und Unternehmen,
ja manchmal die Verwaltung selbst, fin-
den sich nicht mehr im Vorschriften-
dschungel zurecht.

Das Paragrafendickicht und die staatli-
che Uberregulierung hemmen Innova-
tion und Privatinitiative. Nur wenn wir
die Vorschriftenflut einddmmen, geht es
wieder voran mit unserem Land. Uber-
fliissig sind auch die Vorschriften, die die
Menschen nicht verstehen. Es kann nicht
sein, dass selbst in Verwaltungsverfahren
immer Ofter Rechtsanwiélte eingeschaltet
werden, weil die einschldgigen Normen
so kompliziert sind. Deshalb ist noch star-
ker darauf zu achten, dass die Gesetze
klar und deutlich formuliert sind. Rechts-
normen sollen das Zusammenleben er-
leichtern und nicht unnétig erschweren.

Foderalismus

Was ist zu tun, um Deutschland wieder
voranzubringen? Die Antwort lautet:
Deutschland lésst sich nur in Form brin-
gen, wenn alle an einem Strang ziehen.
Bund und Lander miissen ihren Beitrag
leisten, damit unser Land wieder zu-
kunftsfahig wird. Das gilt auch und ge-
rade fiir die Reform der bundesstaat-
lichen Ordnung.

Bundesprésident Kohler hat in seiner
,Erfurter Rede” am 3. Oktober 2004 ge-
sagt: , Die Staatsapparatur gehort entros-
tet, umgebaut und in Schwung gebracht.”
Die kontroversen Diskussionen der Fo-
deralismuskommission, die in wenigen
Tagen ihre Empfehlungen vorlegen wird,
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machen die Spannweite der Fragen deut-
lich, die gelost werden miissen, um die
Staatsapparatur wieder in Schwung zu
bringen. Als Beispiele sind die unter-
schiedlichen Ansichten zur Reform des
Dienst- und Besoldungsrechtes, die Kom-
petenzverteilung im Hochschulbereich
und die Vertretung der Landerinteres-
sen gegeniiber Briissel zu nennen. Die
klassischen Aufgaben der Landespolitik
missen wieder klar definiert werden,
etwa Bildungs- und Hochschulpolitik.
Aus diesen Bereichen muss sich der Bund
wieder zuriickziehen, auch wenn die
gegenwirtige Regierung sie gerade als
neue Lieblings-,Spielfelder” entdeckthat.
Jetzt besteht die Chance, den Fodera-
lismus und damit auch den Bund insge-
samt zu starken. Wichtig dabei ist das Be-
wusstsein, nicht blof§ fiir Einzelinteres-
sen, sondern fiir das Gemeinwesen als
Ganzes verantwortlich zu sein, und der
feste Wille, dieser Verantwortung nach
bestem Wissen und Gewissen gerecht zu
werden. Denn eine Reform der bestehen-
den foderalen Verfassung kann nur in ei-
nem solchen Geist gelingen.
Foderalismus und Europa sind kein
Gegensatz! Im Gegenteil: Der foderale
Aufbaumacht Europaerstmoglich. Wenn
den Biirgerinnen und Biirgern in der gro-
Beren Einheit Europa nicht die iiber-
schaubare Heimat bleibt, werden sie Eu-
ropanichtakzeptieren. Alles Uniforme ist

Gemeinsam aus der Krise

uneuropdisch. DieLanderhabenerheblich
dazu beigetragen, dass die neuen Mit-
gliedstaaten die Voraussetzungen fiir den
Beitritt erfiillen konnten. Es ist gut, dass
der gerade unterzeichnete europiische
Verfassungsvertrag eine klare Abgren-
zung der Kompetenzen zwischen europa-
ischer, nationaler und regionaler Ebene
vorsieht.

Reformen sind kein Selbstzweck

Nur wenn wir iiberholte Strukturen an-
passen, auf Leistung und Innovation set-
zen, konnen wir die Zukunft erfolgreich
gestalten. Das schliefst Reformen mit ein,
die fiir viele Biirgerinnen und Biirger Zu-
mutungen darstellen. Die Menschen wer-
den die notwendigen Verdnderungen
umso eher akzeptieren und mittragen,
wenn die politisch Verantwortlichen mit
gutem Beispiel vorangehen. Denn wer
anderen etwas zumutet, muss sich selbst
auch etwas zumuten, um glaubwiirdig zu
bleiben. Es muss noch stirker als bisher
deutlich werden: Reformen sind kein
Selbstzweck, Reformen miissen den Men-
schen, die Zukunft der Gesellschaft und
dieses Landes zum Ziel haben.

Reform bedeutet, etwas wieder in die
richtige Form zu bringen, was aus den
Fugen geraten ist. Wenn wir diesen Weg
konsequent fortsetzen, heifit Reform auch
in der heutigen Zeit: mehr Wachstum,
mehr Arbeit, mehr Wohlstand — fiir alle!

.Die gewichtigere Komponente (der deutschen Wirtschaftskrise) indes bilden Fak-
toren, die mit Wiedervereinigung und Aufbau Ost nichts zu tun haben: Rahmenbe-
dingungen, die im internationalen Wettbewerb der Produktionsstandorte nicht
mehr geeignet sind, Investieren und Produzieren in Deutschland gentigend attraktiv
zu halten. [...] Eine Wachstumspolitik, die gesamtdeutsch wirkt, wird die Entwick-
lung auch im Osten beschleunigen. Deutschland Ost und Deutschland West kom-
men gemeinsam aus der Krise — oder gar nicht.”

Rudiger Pohl in der Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 13. November 2004
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